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Beitrag der Umweltökonomie zur umweltpolitischen Zielfindung 

Wege zum ökologischen Ziel 
Angesichts der großen Handiungsdefizite ist es verwunderlich, das bislang 
für die Umweltpolitik noch immer kein konsistenter, umfassender Zielkatalog 
existiert. Die Autoren tragen die bisherigen Ansätze einer entsprechenden 
Zielsetzung zusammen, diskutieren ihre Konsequenzen und extrahieren daraus 
ein Entscheidungsverfahren für die umweltpolitische Zielfindung. 

U Von Peter Jakubowski, Stefan 
Kotte und Henning Tegner 

mweltpolitische Ziele sind eine notwendi-
ge Voraussetzung für einen ökologisch und öko-
nomisch effizienten Umweltschutz. Um so mehr 
erstaunt es, daß die gegenwärtige Umweltpolitik 
ohne einen konsistenten, umfassenden Zielkata-
log auskommt. Weder die öffentliche Diskussion 
noch die Wissenschaft.konnten bisher wesent-
lich dazu beitragen, die Umweltpolitik aus ihrem 
Schwebezustand im zielfreien Raum zu befreien. 
Auch die Umweltökonomik hat sich einschlägi-
ger Arbeiten bisher weitgehend enthalten, son-
dern sich vorrangig auf die Untersuchung 
anreizkonformer Instrumente (Abgaben, Zertifi-
kate, Haftung) konzentriert. 
Erst in der jüngeren Diskussion um die umwelt-
politische Zielfindung wurden Vorschläge mit 
dem Anspruch auf Rationalität und Praktikabi-
lität eingebracht: 

• Das Konzept einer Dematerialisierung der 
entwickelten Volkswirtschaften um den „Faktor 
10", vertreten von den Autoren des Wuppertal 
Instituts für Klima, Umwelt, Energie. 
• Das Drei-Säulen-Konzept von Klemmer, das 
darauf abhebt, umweltpolitische Zielsetzungen 
eingehenden Kosten-Nutzen-Analysen zu unter-
ziehen. 
• Der Verfahrensvorschlag zur Erstellung eines 
nationalen Umweltplans von Jänicke mit einem 
Schwerpunkt auf dem politischen Prozeß. 
• Das Mehrstufenverfahren des Sachverständi-
genrats für Umweltfragen, das die wissenschaft-
lich-kognitiven Aufgaben im Vorfeld der umwelt-
politischen Zielfindung betont. 

• Die Dematerialisierungs-
strategie 

Als ein Versuch, auf die aktuelle Zielfindungsdis-
kussion Einfluß zu nehmen, sind die zahlrei-
chen Veröffentlichungen aus dem Wuppertal 
Institut für Klima, Umwelt, Energie anzusehen. 

Kurzgefaßt fordern die Autoren, den Material-
durchfluß durch das ökonomische System bis 
zum Jahr 2050 auf ein Zehntel des heutigen 
Niveaus zu begrenzen (1). Anders als die tradi-
tionell emissionsorientierte Umweltpolitik setzt 
die ökologische Strategie der Wuppertaler Auto-
ren damit am Stoffinput des ökonomischen 
Systems an. 

Zur Rechtfertigung einer inputorientierten 
Umweltpolitik berufen sie sich vor allem auf das 
Scheitern der praktizierten Umweltpolitik und 
der umweltökonomischen Forschung. Eine 
nähere Analyse zeigt jedoch, daß ihr Konzept zu 
den Empfehlungen der „traditionellen Umweltö-
konomie" keine Alternative bietet. Die wichtig-
sten Kritikpunkte lauten: 

• Falscher Ansatzpunkt: Umweltpolitik legiti-
miert sich über die Aufgabe, Schäden von 
Mensch und Umwelt abzuwenden. Schäden ent-
stehen durch Emissionen und durch die direkte 
Zerstörung von Naturgütern. Von daher setzt die 
Inputorientierung systematisch falsch an (2). 
• Effizienzblindheit: Die ökonomischen 
Anpassungskosten an eine Strategie des „Faktor 
10" werden von den Wuppertaler Autoren regel-
mäßig mißachtet, was ihnen unter anderem den 
Vorwurf der Effizienzblindheit eingebracht hat 
(3). 
• Verfahrensblindheit: Unklar bleibt in den 
Wuppertaler Veröffentlichungen, in welchen 
Verfahrensabläufen umweltpolitische Ziele 
generiert werden sollen. Der Vorschlag, die Zie-
le in einem Dialog von Politik, Wirtschaft und 
Umweltverbänden festzulegen, kann nicht 
befriedigen, weil er zu korporatistischen Lösun-
gen zu Lasten Dritter neigt. 

• Das Drei-Säulen-Modell 
Das in der Enquete-Kommission „Schutz des 
Menschen und der Umwelt" entwickelte und 
insbesondere von Klemmer befürwortete Drei-
Säulen-Konzept berücksichtigt neben dem Ziel 

der Erhaltung des ökologischen Realkapitals 
auch die Ökonomie- und die Sozialverträglich-
keit der Umweltpolitik (4). Während sich der 
Begriff der Sozialverträglichkeit einer Operatio-
nalisierung weitgehend entzieht, soll die Ökono-
mieverträglichkeit nach Auffassung von Klem-
mer vor allem über die Einholung von 
Kosten-Nutzen-Analysen (KNA) der Umweltpoli-
tik sichergestellt werden. 
Mit Hilfe einer KNA ist es theoretisch denkbar, 
die optimale Umweltqualität einer Region zu 
ermitteln. Aufgabe des Analytikers wäre es, alle 
materiellen sowie immateriellen Kosten- und 
Nutzenkomponenten einer bestimmten Umwelt-
qualität zu erfassen. Der politische Entschei-
dungsträger hätte dann nur noch die Aufgabe, 
die Umweltqualität mit dem höchsten Nutzen-
Kosten-Überschuß durchzusetzen. 
Leider kann aufgrund von methodischen Pro-
blemen und erheblichen Unsicherheiten bei der 
Bewertung von Umweltgütern von der KNA nicht 
erwartet werden, das optimale Umweltschutzni-
veau eindeutig zu bestimmen. Vielmehr werden 
Methodenvielfalt, Unsicherheiten über ökologi-
sche und ökonomische Parameter sowie eine 
überbordende Komplexität des ökologisch-öko-
nomischen Systems zwangsläufig zu einer hohen 
Ergebnisvielfalt führen. Darüber hinaus sind die 
Ergebnisse der KNA von den axiomatischen 
Grundlagen (Annahmen) abhängig. 
Ein weiteres Hemmnis für eine Anwendung der 
KNA in der umweltpolitischen Praxis besteht 
darin, daß sie dem hypothetischen Kompensati-
onskriterium nach Kaldor/Hicks verhaftet ist. 
Kosten und Nutzen werden unabhängig vom Ort 
ihres Anfallens saldiert und eine Maßnahme 
wird dann für gesamtwirtschaftlich vorteilhaft 
erachtet, wenn sie einen positiven Nettonutzen 
aufweist. Eine einfache Saldierung ist nicht 
allein aufgrund von methodischen Problemen 
unzulässig. Zusätzlich besteht die Gefahr, daß 
bei einer derart gravierenden Entscheidung wie 
der über mittel- bis langfristig verbindliche 
Umweltziele Anpassungslasten einseitig alloziiert 
werden. Die optimistische Argumentation, daß 
sich bei einer Vielzahl politischer Entscheidun-
gen Kosten und Nutzen mittelfristig gleichmäßig 
verteilen, ist dann nicht zutreffend - es fehlt an 
Entscheidungen vergleichbaren Ausmaßes, wel-
che individuelle Verluste bei der Umweltzielset-
zung kompensieren könnten. 
Für die Analyse sollte daher darauf verzichtet 
werden, alle Kosten zu quantifizieren und zu sal-
dieren, um möglichst wenig Informationen über 
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die Verteilung der Anpassungslasten aufzuge-
ben. Vielmehr sollten alle Anpassungskosten 
disaggregiert dargestellt werden. Die Haushalte 
als Träger aller Anpassungslasten werden so in 
die Lage versetzt, ihren persönlichen Beitrag zur 
Umweltzielerfüllung abzuschätzen. Dazu benöti-
gen sie Informationen über mögliche Verände-
rungen in der relativen Preisstruktur und struk-
turelle Anpassungserfordernisse in umwelt-
intensiven Branchen, z.B. in Form drohender 
Arbeitsplatzverluste. 

Es wäre verfehlt, von der KNA die Bestimmung 
der optimalen Umweltqualität zu erwarten. Mit 
ihrer Hilfe läßt sich jedoch der Bereich 
abstecken, in dem das Optimum zu vermuten 
ist. Somit kommt ihr die Funktion zu, den Such-
raum für Umweltziele einzuschränken und die 
Informationsgrundlagen der Entscheidung zu 
verbessern. Dazu wird es in der Praxis erforder-
lich sein, mehrere Gutachter, nach Möglichkeit 
aus unterschiedlichen methodischen Schulen, 
zu Rate zu ziehen. 

• Nationale Umweltplanung im 
politischen System 

In einer Untersuchung für die Enquete-Kommis-
sion „Schutz des Menschen und der Umwelt" 
wurde von Jänicke/Carius/Jörgens der Prozeß 
der Erstellung eines nationalen Umweltplans in 
fünf OECD- Ländern untersucht (5). Auf Basis 
dieser Erkenntnisse wurden daraufhin Empfeh-
lungen fur Deutschland abgeleitet. 
Zentrale Elemente des vorgeschlagenen Prozes-
ses sind 

• die Einrichtung einer speziellen Planungsin-
stitution („Rat für Umweltplanung"), die für die 
Beratung, Vorabklärung und Verabschiedung 
des Planes verantwortlich ist. Während das Ple-
num des Rates mit Vertretern von Bundesver-
waltungen, Bundestag, Bundesländern, Verbän-
den und Wissenschaft eine beratende Funktion 
ausübt, werden in seinen Arbeitsgruppen Kon-
sensgespräche mit wichtigen Zielgruppen 
geführt; 

• wissenschaftliche Darstellung zentraler 
Umweltprobleme durch UBA, BMU und For-
schungsinstitute sowie Abgabe von Zielempfeh-
lungen; 
• dezentrale Vereinbarungen und Selbstver-
pflichtungen von Ländern und Kommumen bzw. 
Branchen und Unternehmen. 
Die wichtigsten Kriükpunkte an diesem Vor-
schlag lauten: 

• Es ist zu bezweifeln, daß es in Konsensge-
sprächen zu einer Einigung über Umweltziele 
kommt. Kennzeichnend für die umweltpoliti-
sche Zielfindung ist evalutiver Dissens. Wenn 
überhaupt ein Konsens erreicht werden sollte, 
so dürfte dieser aufgrund divergierender Inter-
essenlagen äußerst brüchig sein. 
• Im Planerstellungsprozeß fehlt eine Abwä-
gung von Kosten und Nutzen alternativer Ziele. 
• Es kann durch den Planerstellungsprozess 
nicht sichergestellt werden, daß die Interessen 
aller potentiell Betroffenen adäquat berücksich-
tigt werden. Die Wähler können einerseits ihre 
Präferenzen nicht direkt zum Ausdruck bringen 
können, sondern treffen ihre Entscheidung 
anhand von Abstimmungsbündeln, die von den 
Parteien bzw. Repräsentanten dargestellt wer-
den. Auf der anderen Seite kann nicht ausge-
schlossen werden, daß sich der „Rat für 
Umweltplanung" auf Kompromisse zu Lasten 
Dritter einläßt. Die politischen Akteure unterhe-
gen dem Streben nach Wiederwahl, was ein Set-
zen langfristiger Ümweltziele behindern dürfte. 
Zudem werden insbesondere die beteiligten 
Wirtschaftsverbände versuchen, die zur Diskus-
sion gestellten Ziele zu verwässern (2). 

• Mehrstufenverfahren 
Als Beitrag zur Diskussion um die Festsetzung 
von Umweltstandards hat der Rat von Sachver-
ständigen für Umweltfragen (SRU) ein mehrstu-
figes Modell entwickelt (6). Der Rat sieht die 
naturwissenschaftliche Zustandsanalyse, die 
technischen Reduktionspotentiale und deren 
ökonomische Kosten, gesellschaftliche Einfluß-
größen und politische Handlungsspielräume als 
tragende Säulen bei der Setzung von Umwelt-
standards an. 

Das vorgeschlagene Mehrstufenverfahren setzt 
sich im Detail aus elf Verfahrensstufen zusam-
men. Zunächst ist ein Schutzobjekt zu definie-
ren. Für die ermittelten Schutzobjekte ist sodann 
ein allgemeines Schutzniveau festzulegen: ent-
weder als volfständiger oder als teilweiser 
Schutz, dessen Konkretisierung einer Kosten-
Nutzen-Abwägung bedarf. In den Schritten 3 bis 
5 des Verfahrens erfolgt die naturwissenschaftli-
che Zustandsanalyse, die in einem naturwissen-
schaftlich orientierten Vorschlag für einen Stan-
dard mündet. Danach wird eine systematische 
Erarbeitung technischer Möglichkeiten zur 
Belastungsreduzierung vorgeschlagen. Auf der 
siebten Verfahrensstufe sollen alternative Optio-
nen einer Kosten-Nutzen-Analyse unterzogen 

Zum Thema... 
Sechsmal im Jahr: 

Die Fachzeitschrift für 
Umweitrecht -
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werden, so daß auf der Stufe 8 ein gesellschaft-
licher Diskurs eröffnet werden kann (Diskussi-
onsphase). Es schließen sich die Entschei-
dungsphase, die Durchführung sowie Kontrol-
len und Fortschreibungen an. 
Grundsätzlich ist anzumerken, daß das Verfah-
ren eher für nachgeordnete Umweltstandards 
als für allgemeine, grundlegende Umweltziele 
konzipiert ist. Umweltstandards konkretisieren 
unbestimmte Rechtsbegriffe in Form von Grenz-
und Richtwerten und sind daher systematisch 
eher auf der Instnimental- als auf der Zielebene 
angesetzt. 

Dem Anliegen, im Prozeß der Standardfindung 
eine möglichst breite gesellschaftliche Akzep-
tanz zu finden, soll dadurch Rechnung getragen 
werden, daß der Diskussion der verschiedenen 
gesellschaftlichen Gruppen ein breiter Raum 
zugebilligt wird. Es bleibt allerdings ungeklärt, 
wie nicht-organisierte Gruppen am Zielfin-
dungsprozeß partizipieren können. 

... für denkende Anleger(innen). . . 

Sie wollen Ihr Geld rentabel und 
ökologisch sinnvoll anlegen? 

Der Informationsdienst OKO-INVEST liefert 
Ihnen dazu alle zwei Wochen aktuelle und 
umfassende Informationen, z.B. über alter-
native Banken, aussichtsreiche „grüne" Aktien 
oder ökologische Beteiligungsmöglichkeiten 
in Investmentfonds bzw. nicht börsennotierten 
Gesellschaften. Damit Sie wissen, welche 
Unternehmen sauber sind und es auch bleiben. 

« K O 
- W - INVESTMENT MIT VERANTWORTUNG & ERFOLG. 

INVEST 
Ihr kostenloses Probeexemplar oder Infos zum 
Jahrbuch „Grünes Geld" können Sie per Postkarte 
oder Fax abrufen bei der 

ÖKO-INVEST Verlags-GmbH 
Schweizertalstr. 8-10/5 

A-l 130 Wien 
Tel. 0043/1/535 18 15 
Fax 0043/1/535 46 69 

• Eine umweltökonomische 
Perspektive 

Wie aus der Kritik an den jeweiligen Zielfin-
dungsstrategien deutlich wird, muß sich die 
umweltpolitische Zielfindung in einem Mehrstu-
fenverfahren bewegen. Gefragt ist ein eklekti-
scher Ansatz, der die Informationsgewinnungs-, 
Praktikabilitäts- und Rationalitätsvorteile der 
einzelnen Vorschläge kombiniert (2). Dabei 
dürfte evident sein, daß es zum Postulat nach 
ökonomischer Effizienz keine ernsthafte Alter-
native gibt. 
Da umweltpolitische Zielentscheidungen Grund-
satzcharakter haben und sich allokative wie dis-
tributive Entscheidungen darin vermengen, ist 
ein Verfahren zu "suchen, daß bei geringeren 
Entscheidungsfindungskosten die von Buchan-
an/Tullock geforderte Einstimmigkeitsregel 
simuliert (7). Da der umweltpolitischen Zielset-
zung ein erhebliches Konfliktpotential inne-
wohnt, kann die Legitimität einer Entscheidung 

letztlich nur über ein 
Entscheidungsverfah-
ren erreicht werden. 
Besteht ein Konsens 
über ein Entschei-
dungsverfahren, so ver-
ringert sich das Kon-
fliktpotential auf der 
Ebene des Entschei-
dungsergebnisses er-
heblich. 
Ein Verfahren, das 
hypothetisch konsens-
fähig ist, könnte aus fol-
genden Elementen 
bestehen (2): 
Ausgehend von defi-
nierten Schutzobjekten 
ist es zunächst Aufgabe 
von Naturwissenschaft-
lern, Indikatoren zu 
ermitteln, die die Bela-
stung der Schutzobjek-
te hinreichend be-
schreiben. In einem 
weiteren Schritt werden 
Zielbandbreiten von 
Naturwissenschaftlern 
und Medizinern vorge-
schlagen, für die im 
Anschluß Kosten-Nut-
zen-Analysen erstellt 
werden. Nach einer 

Diskussion dieser Zielbandbreiten im politi-
schen Raum werden die Entscheidungsalternati-
ven schließlich in einer allgemeinen Abstim-
mung den Stimmbürgern zur Wahl vorgelegt. 
Wesentliche Charakteristika des vorgeschla-
genen Zielfindungsverfahrens bestehen darin, 
daß die Rolle der Naturwissenschaft auf eine 
negative Zielsetzungskompetenz beschränkt 
wird, daß Nutzen-Kosten-Analysen den Such-
raum für die Ziele abstecken sollen und die Ent-
scheidung über zukünftige Umweltzustände von 
den eigentlich Betroffenen, also den Stimmbür-
gern, getroffen wird. Mit Hilfe dieser Verfah-
renselemente ist eine Orientierung am erforder-
lichen Konsens offensichtlich eher sichergestellt 
als bei der einfachen Verabschiedung eines 
nationalen Umweltplans durch einen „Rat für 
Umweltplanung" oder einer schlichten Festle-
gung auf eine Demateriahsierung der Volkswirt-
schaft um den Faktor 10. 
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